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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 12. Juni 1956 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Irland über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 12. Juni 1956 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Irland über den Luft- 
verkehr wird zugestimmt. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 19 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist 
der internationale Fluglinienverkehr. Er kann 
nur betrieben werden, wenn die ausländischen 
Staaten, die überflogen oder angeflogen wer- 
den sollen, dem deutschen Luftverkehr ent- 
sprechende Flugrechte einräumen. 

Alle Bestrebungen, den internationalen Flug- 
linienverkehr umfassend durch multilaterale 
Abkommen zu regeln, haben bisher nicht zu 
einem nennenswerten Erfolg geführt. Nach 
der Vereinbarung vom 7. Dezember 1944 

*) für die Bundesrepublik am 8. Juni 1956 in 
Kraft getreten 


über den Durchflug im Internationalen Flug- 
linienverkehr'*) (BGBl. 1956 II S. 442) ist 
zwar den Mitgliedstaaten das Recht des Über- 
flugs und das Recht zur Durchführung nicht- 
gewerblicher Landungen gestattet. Nach Ar- 
tikel 6 des Abkommens vom 7. Dezember 
1944 über die Internationale Zivilluftfahrt 
(ICAO)*) (BGBl. 1956 II S. 412) kann jeidoch 
das wichtige Recht zur Vornahme kommer- 
zieller Landungen im Fluglinienverkehr in 
Übereinstimmung mit dem völkerrechtlichen 
Grundsatz, daß jeder Staat die Lufthoheit 
über seinem Gebiet besitzt, nur „mit der be- 
sonderen Ermächtigung oder mit einer ander- 
weitig erteilten Genehmigung“ des Staates, 



dessen Gebiet berührt wird, durchgeführt 
werden. Nach allgemeinen internationalen 
Gepflogenheiten werden diese Rechte grund- 
sätzlich in zweiseitigen Luftverkehrsabkom- 
men eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind be- 
reits vom Deutschen Reich vor dem zweiten 
Weltkrieg abgeschlossen worden, sie sind je- 
doch veraltet und müssen erneuert werden. 

Nach Vorbesprechungen zwischen Vertretern 
der deutschen und irischen Luftfahrtbehörden 
fanden Ende Januar 1956 Delegationsver- 
handlungen in Bonn statt. Hier wurde auch 
das Abkommen am 1. Februar 1956 para- 
phiert und am 12. Juni 1956 als sechstes deut- 
sches Nachkriegsabkommen auf dem Gebiete 
der Zivilluftfahrt unterzeichnet. 

Das Abkommen ist für den deutschen Luft- 
verkehr von besonderer Bedeutung, weil es 
u. a. die für den Verkehr nach Kanada und 
den Vereinigten Staaten von Amerika wich- 
tigen Landerechte in dem Flughafen Shannon 
sichert. Die bereits jetzt der Bundesrepublik 
zugunsten der Deutschen Lufthansa AG ein- 
geräumten Überflugs- und Landerechte sind 
vorläufige Rechte, die von Irland im Vorgriff 
auf ein späteres Abkommen gewährt wurden. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte 
sind in einem Fluglinienplan festgelegt, der 
durch Notenaustausch vereinbart wurde (siehe 
Artikel 2 Abs. 2). Eine Vereinbarung in dieser 
Form ist gewählt worden, um die Fluglinien- 
rechte jeweils den Verkehrsanforderungen 
leichter anpassen zu können. 

Die deutschen Luftverkehrsunternehmen sind 
zum Betrieb der folgenden Linien berechtigt: 

1. Von Punkten in der Bundesrepublik 
Deutschland über Amsterdam und/oder 
Brüssel und/oder Manchester nach Dublin; 

2. von Punkten in der Bundesrepublik 
Deutschland über Zwischenlandepunkte 
nach Shannon und nach Punkten darüber 
hinaus. 

Die irischen Luftverkehrsunternehmen sind 
zum Betrieb der folgenden Linien berechtigt: 

1. Von Punkten in Irland über Manchester 
und/oder Brüssel und/oder Amsterdam 
nach Düsseldorf und/oder Frankfurt; 

2. von Punkten in Irland über Manchester 
und/oder Amsterdam nach Hamburg und 
darüber hinaus nach Kopenhagen; 


3. von Punkten in Irland über Manchester 
und/oder Brüssel und/oder Amsterdam nach 
Düsseldorf und/oder Stuttgart und darüber 
hinaus nach Punkten in der Schweiz und/ 
oder Italien. 

II. Besondere Bemerkungen 
zu dem Abkommen 

Artikel 2 Abs. 1 legt die Rechte fest, welche 
sich die Vertragsstaaten zur Durchführung 
des Fluglinienverkehrs durch die benannten 
Unternehmen gegenseitig einräumen. Gewährt 
werden das Recht des Überflugs (1. Freiheit), 
das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken (2. Freiheit), das Recht, Fluggäste, 
Post und Fracht abzusetzen (3. Freiheit) und 
aufzunehmen (4. Freiheit), wobei die Beförde- 
rung auch von und nach einem dritten Staat 
vorgenommen werden kann (5. Freiheit). Die 
Einräumung aller 5 Freiheiten entspricht der 
anzustrebenden Liberalisierung der Weltluft- 
fahrt. Sie gewährleistet allein die volle Aus- 
nutzung der bereitgestellten Kapazitäten. 

Alle Rechte werden nur zur Durchführung 
internationalen Luftverkehrs einige räumt. 
Daraus ergibt sich, daß das Abkommen 
Kabotagerechte nicht gewährt. 

Absatz 2 behandelt den Fluglinien plan. 

Die sogenannte Shannon-Klausel des Ab- 
satzes 3 beruht auf einem Wunsch Irlands, 
welches der Vereinbarung vom 7. Dezember 
1944 über den Durchflug im Internationalen 
Fluglinienverkehr nicht beigetreten ist. Die 
Klausel ist in sämtlichen anderen bisher von 
Irland abgeschlossenen Abkommen enthalten. 

Artikel 6 sieht für die Flughafengdbühren 
gegenseitige Inländerbehandlung vor. 

Die in Artikel 7 Abs. 1 bis 4 vereinbarten 
Regelungen entsprechen dem geltenden Recht. 
Nach § 1 der Verordnung über die Zollbe- 
handlung von Nahrungs- und Genußmitteln 
im internationalen Fluglinienverkehr vom 
25. Juni 1956 (BGBl. I S. 647) — erlassen 
auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 

4. April 1956 zu dem Abkommen vom 7. Juli 
1955 über den Luftverkehr zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika (BGBl. II S. 403) — 
bleiben Nahrungs- und Genußmittel, die von 
einem Luftfahrzeug eingebracht und zum 
alsbaldigen Verbrauch an Bord ausgegeben 
werden, abgabenfrei, wenn das Luftfahrzeug 
Fluggäste ausschließlich im internationalen 



Fluglinienverkehr befördert und bei Zwischen- 
landungen zollamtlich überwacht werden 
kann. 

Absatz 5 soll sicherstellen, daß die Durchfüh- 
rung der nach den Absätzen 1 bis 4 getroffenen 
Vereinbarungen nicht durch wirtschaftliche 
Ein-., Aus- oder Durchfuhrverbote verhindert 
wird. Verbote aus anderen als wirtschaft- 
lichen Gründen, z. B. sanitäre Vorschriften 
usw., werden durch das Abkommen, wie in 
seinem Artikel 5 Abs. 2 aus drücklich klar- 
gestellt ist, nicht betroffen. 

Artikel 9 gewährleistet, daß die von den be- 
nannten Unternehmen bereitgestellte Kapazi- 
tät (angebotene Nutzlast und Häufigkeit des 
Verkehrs) in ein angemessenes Verhältnis zur 
Verkehrsnachfrage gebracht werden kann. Die 
Bestimmung ist an das am 11. Februar 1946 
zwischen Großbritannien und den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika abgeschlossene Ber- 
muda-Abkommen angelehnt, welches inso- 
weit eine Fortbildung der von der ICAO ein- 
geleiiteten freiheitlichen Behandlung des Flug- 
linienverkehrs enthält. Besonders eingehend 
wird in Absatz 3 Satz 2 das Recht der 5. Frei- 
heit behandelt, das nur unter Beachtung der 
unter Buchstaben a bis c genannten Gesichts- 
punkte ausgeübt werden darf. Insgesamt ist 
die Vorschrift so elastisch gehalten, daß jeder 
Vertragsstaat die Interessen seiner für die 
Ausübung der vereinbarten Fluglinienrechte 
benannten Unternehmen gegenüber dem ande- 
ren Vertragsstaat wirksam vertreten kann. 

Artikel 10 Abs. 2 verpflichtet die Luftfahrt- 
behörden zum Austausch statistischer Unter- 
lagen zwecks Nachprüfung der von den be- 
nannten Unternehmen bereitgestellten Kapa- 
zitäten. Die Vorschrift ergänzt insofern den 
Artikel 9. 

Artikel 11 enthält die Grundsätze für die 
Festsetzung der auf den festgelegten Linien 


anzuwendenden Tarife. Diese sollen zwecks 
Vermeidung eines unerwünschten Konkur- 
renzkampfes nach Möglichkeit zwischen den 
beteiligten Unternehmen auf Grund des Tarif- 
festsetzungsverfahrens der International Air 
Transport Association (IATA) festgesetzt 
werden und sind den Luftfahrtbehörden zur 
Genehmigung vorzulegen. Einigen sich die 
Unternehmen nicht, so versuchen die Luft- 
fahrtbehörden, die Tarife festzulegen. Gelingt 
dies ebenfalls nicht, so ist die Angelegenheit 
einem nach Artikel 16 zu bildenden Schieds- 
gericht zu unterbreiten. 

Artikel 14 bis 16 befassen sich mit regel- 
mäßigem Meinungsaustausch der Luftfahrtbe- 
hörden, Konsultation zwischen den Vertrags- 
staaten und Schiedsgerichtsverfahren. Diese 
Regelung ist in Luftverkehrsabkommen üblich 
und zweckmäßig. 

III. Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf Arti- 
kel 5 des Zwölften Teils des Uberleitungsver- 
trages einstweilen nicht für Berlin. Eine Er- 
streckung des Abkommens und des Gesetzes 
auf Berlin muß der zukünftigen politischen 
Entwicklung Vorbehalten bleiben. 

IV. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
GG der Zustimmung der für die Bundesge- 
setzgebung zuständigen Körperschaften in dej* 
Form eines Bundesgesetzes, weil es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Wegen der in Artikel 7 vorgesehenen Vergün- 
stigungen, die auch die Biersteuer berühren, 
bedarf das Gesetz nach Artikel 105 Abs. 3, 
106 Abs. 2 GG der Zustimmung des Bundes- 
rates. 
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Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und Irland 
über den Luftverkehr 


Air Transport Agreement 
between the Federal Republic of Germany 
and Ireland 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

Irland 

HABEN in dem Wunsche, den Luftverkehr zwischen 
ihren Hoheitsgebieten und darüber hinaus zu regeln, 

FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieses Abkommens bedeuten, so- 
weit sich ans dem Wortlaut des Abkommens nichts 
anderes ergibt, 

a) „Luftfahrtbehörde" in bezug auf die Bundes- 
republik Deutschland den Bundesminister für Ver- 
kehr, in bezug auf Irland den Minister für In- 
dustrie und Handel, oder in beiden Fällen jede 
andere zur Ausübung der diesem Minister oblie- 
genden Aufgaben ermächtigte Person oder Stelle; 

b) „Hoheitsgebiet" in bezug auf einen Staat das Land- 
gebiet und die daran angrenzenden Hoheitsgewäs- 
ser, die unter dessen Staatshoheit stehen; 

c) „Benanntes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das eine Vertragspartei der anderen Ver- 
tragspartei schriftlich als das Unternehmen benannt 
hat, welches berechtigt sein soll, die nach Artikel 2 
Absatz 2 dieses Abkommens feslgeiegten Flug- 
linien zu betreiben; 

d) „Fluglinienverkehr" jeden planmäßigen Luftver- 
kehr, der von Luftfahrzeugen für die öffentliche 
Beförderung von Fluggästen, Post oder Fracht 
durchgefiilirt wird; 

e) „Internationaler Fluglinienverkehr" einen Luft- 
verkehr, der durch den Luftraum über dem Hoheits- 
gebiet von mehr als einem Staat erfolgt; 

f) „Landung zu nichtgewerblichen Zwecken" eine 
Landung zu jedem anderen Zweck als zum Auf- 
nehmen oder Absetzen von Fluggästen, Post oder 
Fracht. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei gewährt der anderen Ver- 
tragspartei zur Durchführung des internationalen Flug- 
linienverkehrs durch die benannten Unternehmen 

das Recht des Überflugs, 

das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken und 

das Recht des Ein- und Ausflugs zur Durchführung 
von gewerblichem internationalem Verkehr mit 
Fluggästen, Post oder Fracht an den Punkten in 
ihrem Hoheitsgebiet, die bei jeder nach Absatz 2 
festgelegten Linie aufgeführt sind. 

(2) Die Linien, welche die benannten Unternehmen der 
beiden Vertragsparteien zu betreiben berechtigt sind, 
werden in einem Fluglinienplan festgelegt, der durch 
Notenwechsel zu vereinbaren ist. 


The Federal Republic of Germany 
and 

Ireland 

DESIRING to make arrangements for the regulation of 
air transport between and beyond their respective terri- 
tories, 

HAVE AGREED as follows:^ 

A r t i c 1 e I 

For the purpose of the present Agreement, unless 
otherwise stated in the text: 

a) The term "aeronautical authorities" shall mean in 
the case of the Federal Republic of Germany, the 
Federal Minister of Transport, in the case of Ire- 
land, the Minister for Industry and Commerce, or 
in either case any other person or agency author- 
ized to perform the functions exercised by the said 
Minister. 

b) The term "territory" in relation to a state shall 
mean the land areas and territorial waters adjacent 
thereto ander the sovereignty of that state. 

c) The term "designated airiine" shall mean an air- 
line that one contracting party has designated in 
writing to the other contracting party, as being the 
airiine which will be authorized to operate the 
routes specificd in accordance with paragraph (21 
of Article 2 of this Agreement. 

d) The term "air Service" shall mean any schcduled 
air Service performed by aircraft for the public 
transport of passengers, mail or cargo. 

c) The term "international air Service" shall mean an 
air Service which passcs through the air space over 
the territory of more than one state. 

f) The term "stop for non-traffic purposes" shall mean 
a landing for any purpose other than taking on or 
di scharging passengers, mail or cargo. 

A r fiele 2 

(!) Fach contracting party grants to the other contract- 
ing party, for the purpose of operating international an 
Services by the designuLed airlines 

the right of transit, 

the right of stops for non-traffic purposes, 

the right of commerciai entry and departure for 
international Iraffic in passengers, mail or cargo 
at the points in its territory named on each of the 
routes specified in accordance with paragraph (2) 
of this Article. 

(2) The routes over which the designated airlines of 
the two contracting parlies will be authorized to operate 
will be specified in a Route Schedule rnutually to be 
agreed upon in an exchange of notes. 
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(3) Soweit es sich um transatlantischen Fluglinien- 
verkehr des Fluglinienplans handelt, besteht Überein- 
stimmung darüber, daß deutsche Luftfahrzeuge, gleich- 
gültig ob sie in östlicher oder westlicher Richtung 
irisches Hoheitsgebiet überfliegen, auf dem Flughafen 
Shannon landen. 

Artikel 3 

(1) Mit dem Betrieb des internationalen Fluglinien- 
verkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien kann jederzeit begonnen werden, wenn 

a) die Vertragspartei, der die Rechte gewährt sind, 
ein oder mehrere Unternehmen für den Betrieb 
des Fluglinienverkehrs schriftlich benannt hat 
und 

b) die Vertragspartei, welche die Rechte gewährt, 
dem oder den benannten Unternehmen die Ge- 
nehmigung erteilt hat, den Fluglinienverkehr 
zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, welche die Rechte gewährt, 
wird vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 
und 4 und vorbehaltlich der Verständigung nach Ar- 
tikel 11 unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des 
internationalen Fluglinienverkehrs erteilen. 

(3) Jede Vertragspartei kann von einem durch die 
andere Vertragspartei benannten Unternehmen den 
Nachweis verlangen, daß es in der Lage ist, die Vor- 
aussetzungen der Gesetze und Vorschriften zu erfüllen, 
die von dieser Vertragspartei im allgemeinen und billi- 
gerweise auf den internationalen Fluglinienverkehr an- 
gewendet werden. 

(4) Jede Vertragspartei behält sich das Recht vor, 
einem von der anderen Vertragspartei benannten Unter- 
nehmen die Ausübung der in Artikel 2 gewährten Rechte 
zu verweigern, wenn das Unternehmen nicht in der Lage 
ist, den zuständigen Luftfahrtbehörden der erstgenann- 
ten Vertragspartei den Nachweis zu erbringen, daß der 
wesentliche Teil des Eigentums an dem Unternehmen 
und seine tatsächliche Kontrolle Staatsangehörigen oder 
Körperschaften der anderen Vertragspartei oder dieser 
selbst zustehen. 

Artikel 4 

(1) Jede Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 
erteilte Genehmigung widerrufen oder einschränken, 
wenn ein benanntes Unternehmen die Gesetze und Vor- 
schriften der die Rechte gewährenden Vertragspartei 
oder die Bestimmungen dieses Abkommens nicht befolgt 
oder die daraus sich ergebenden Verpflichtungen nicht 
erfüllt. Das gleiche gilt, wenn der Nachweis nach Ar- 
tikel 3 Absatz 4 nicht erbracht wird. Von diesem Recht 
wird jede Vertragspartei nur nach einer Konsultation 
gemäß Artikel 15 Gebrauch machen, es sei denn, daß 
eine sofortige Einstellung des Betriebes oder sofortige 
Auflagen zur Vermeidung weiterer Verstöße gegen Ge- 
setze oder Vorschriften erforderlich sind. 

(2) Jede Vertragspartei hat das Recht, durch schrift- 
liche Notifizierung an die andere Vertragspartei die Be- 
nennung eines Unternehmens rückgängig zu machen, um 
es durch ein anderes Unternehmen zu ersetzen. Das 
neu benannte Unternehmen genießt die gleichen Rechte 
und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie das 
Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 


Artikel 5 

(1) Die Gesetze und Vorschriften einer jeden der bei- 
den Vertragsparteien, die den Einflug von Luftfahrzeu- 
gen des internationalen Luftverkehrs in ihr Hoheits- 
gebiet oder deren Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder 


(3) As regards any transatlantic Service which inay 
be included in the Route Schedule it is agreed that Ger- 
man aircraft flying over Irish territory whether bound 
eastwards or westwards will land at Shannon airport. 


A r t i c 1 e 3 

(1) The international air Services on the routes speci- 
fied in accordance with paragraph (2) of Article 2 may 
be inaugurated at any time after 

a) the contracting party to whom these rights are 
granted has dcsignated in writing an airline or 
airlines for the Operation of the air Services; and 

b) the contracting party granting these rights has 
authorized the designated airline or airlines to 
inaugurate the air Services. 

(2) The contracting party granting these rights shall 
subject to the provisions of paragraphs (3) and (4) of 
this Article and subject to the understanding of Article 11 
immediately give the permission to operate the inter- 
national air Service. 

(3) Either contracting party may require an airline 
designated by the other contracting party to satisfy it 
that it is qualified to fulfil the conditions prescribed 
linder the laws and regulations normally and reasonablv 
applied by it to the Operation of international air Serv- 
ices. 

(4) Each contracLing party reserves the right to with- 
hold the exercise of the rights provided for in Article 2 
frorn any airline designated by the other contracting 
party if it is not able to satisfy the competent aeronauti- 
cal authorities of the first contracting party that sub- 
stantial ownership and effective control of such airline 
are vested in nationals or corporations of the other con- 
tracting party or in the state itself. 


Article 4 

(1) Each contracting party may revoke or limit the 
permission granted under paragraph (2) of Article 3 in 
the event of failure by a designated airline to comply 
with the laws and regulations of the contracting party 
granting the rights or to comply with the provisions of 
this Agreement or to fulfil the obligations arising there- 
from. This shall also apply if the conditions of para- 
graph (4) of Article 3 are not fulfilled. Each contracting 
party will exercise this right only after consultation as 
provided for in Article 15, unless an immediate Suspen- 
sion of operations or the imposition of conditions is 
necessary to avoid further infringements of laws or reg- 
ulations. 

(2) Each contracting party shall have the right by 
written notification to the other contracting party to 
revoke the designation of an airline in Order to replace 
it by another airline. The newly designated airline shall 
have the same rights and be subject to the same obliga- 
tions as the designated airline which it replaces. 


Article 5 

(1) The laws and regulations of either contracting 
party relating to the admission into or departure from 
its territory of aircraft engaged in international air 
transport, or to the Operation and navigation of such air- 
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den Betrieb und Verkehr solcher Luftfahrzeuge inner- 
halb ihres Hoheitsgebietes betreffen, finden auf Luft- 
fahrzeuge, die von dem oder den benannten Unterneh- 
men der anderen Vertragspartei verwendet werden, An- 
wendung. 

(2) Die Gesetze und Vorschriften einer jeden der bei- 
den Vertragsparteien, welche die Einreise in ihr 
Hoheitsgebiet oder die Ausreise aus ihrem Hoheits- 
gebiet von Fluggästen, Besatzungen, Post oder Fracht 
wie z. B. Vorschriften über Einreise, Abfertigung, Ein- 
wanderung, Pässe, Zölle und Quarantäne betreffen, fin- 
den auf die Fluggäste, Besatzungen, Post oder Fracht 
der Luftfahrzeuge des oder der von der anderen Ver- 
tragspartei benannten Unternehmen während ihres Auf- 
enthaltes in ihrem Hoheitsgebiet Anwendung. 


Artikel 6 

Die Gebühren, die von der einen Vertragspartei für 
die Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrtein- 
richtungen durch die Luftfahrzeuge des oder der benann- 
ten Unternehmen der anderen Vertragspartei erhoben 
werden, dürfen für die Benutzung solcher Flughäfen und 
Einrichtungen nicht höher als für die einheimischen Luft- 
fahrzeuge sein, die in gleichartigem internationalem 
Fluglinienverkehr eingesetzt sind. 


Artikel 7 

(1) Die von dem benannten Unternehmen der einen 
Vertragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einfliegen und 
wieder ausfliegen oder es durchfliegen, einschließlich 
der an Bord befindlichen üblichen Ausrüstungsgegen- 
stände und Ersatzteile bleiben frei von Zöllen und son- 
stigen bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren er- 
hobenen Abgaben. 

(2) Ersatzteile und übliche Ausrüstungsgegenstände, 
che 

a) aus den in Absatz 1 genannten Luftfahrzeugen 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
unter Zollüberwachung von Bord gebracht und 
dort gelagert werden oder 

b) für diese Luftfahrzeuge in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei unter Zoll Überwachung 
eingeführt und dort gelagert werden, 

bleiben frei von den in Absatz 1 bezeichneten Abgaben, 
wenn sie unter Zollüberwachung in die genannten Luft- 
fahrzeuge eingebaut oder sonst an Bord genommen wer- 
den oder aus dem Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei 
auf andere Weise als an Bord der Luftfahrzeuge wieder 
ciusgeführt werden. 

Die gleiche Abgabenbefreiung wird für solche Ersatz- 
teile und Ausrüstungsgegenstände gewährt, die unter 
Zollüberwachung aus entsprechenden Lagern anderer 
ausländischer Luftfahrtunternehmen entnommen und in 
die genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder sonst an 
Bord genommen werden. 

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die an Bord der in 
Absatz 1 genannten Luftfahrzeuge in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei eingebracht werden, dürfen 
frei von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, Aus- und 
Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben an Bord die- 
ser Luftfahrzeuge verbraucht werden, und zwar auch 
auf dem Teil der Flüge, der zwischen Orten im Hoheits- 
gebiet dieser Vertragspartei stattfindet. Dies gilt auch 
für Treibstoffe und Schmieröle, die zur Versorgung die- 
ser Luftfahrzeuge in das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei unter Zollüberwach ung eingeführt und dort 


craft while within its territory shall be applicable to the 
aircraft of the airline or airlines designated bv the 
other contracting party. 


(2) The laws and regulations of either contracting 
party relating to the admission into or departure from 
its territory of passengers, crews, mail, or cargo, such 
as regulations relating to entry, clearance, immigration, 
passports, customs and quarantine, shall be applicable 
to the passengers, crews, mail, or cargo of the aircraft 
of the airline or airlines designated by the other con- 
tracting party, while within the territory of the first con- 
tracting party. 


A r t i c 1 e 6 

The charges imposed by either contracting party lor 
the use of airports and other aviation facilities by the 
aircraft of the designated airline or airlines of the other 
contracting party shall not be higher than those paid for 
the use of such airports and facilities by its national air- 
craft engaged in similar international air Services. 


A r t i c 1 c 7 

fl) The aircraft operated by the designated airline or 
airlines of either contracting party entering into, deparl- 
ing from, or flying across the territory of the other con- 
tracting party, as well as the regulär equipment and 
spare parts on board such aircraft shall be exempt from 
customs dutics and other charges levied on the occasion 
of import, export, or transit of goods. 

(2) Spare parts and articles of regulär equipment 
which 

a) are removed from the aircraft mentioned in 
Paragraph (1) and stored in the territory of the 
other contracting party linder customs super- 
vision, or 

b) are imported for these aircraft into the territory 
of the other contracting party and stored the re 
under customs supervision 

shall be exempt from the charges mentioned in Para- 
graph (1) above, if they either are installed or taken on 
board the said aircraft under customs supervision, or 
are exported again otherwise than on board the said air- 
craft. 


The same exemption from charges shall be granled for 
such spare parts and articles of equipment taken from 
appropriate Stores of other foreign airlines and installed 
in said aircraft or otherwise taken on board under cus- 
toms supervision. 

(3) Fucl and lubricating oils on board the aircraft men- 
tioned in paragraph (1) above and introduced into the 
territory of the other contracting party may be used on 
board the aircraft free of customs duties and other charg- 
es levied on the occasion of import, export, and transit 
of goods and this also appiies on that part of anv flight 
which takes place betweon poinls in the territory of that 
contracting party. This shall likewise apply to fucl and 
lubricating oils imported into and stored in the territory 
of a contracting party unter customs supervision for the 
purposc of supplyincj aircraft of an airline designated 
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gelagert würden. Für sonstige Treibstoffe and Schmier- 
öle, die von diesen Luftfahrzeugen im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei unter Zollüberwachung an Bord 
genommen und im internationalen Fluglinienverkehr 
verbraucht werden, werden die bezeichneten Abgaben 
sowie etwaige besondere Verbrauchsabgaben nicht er- 
hoben, mit denen die Treibstoffe und Schmieröle in dem 
Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei belastet sind. 

(4) Die an Bord der in Absatz 1 genannten Luftfahr- 
zeuge eingebrucMen Nahrungs- und Genußmittel, die zur 
Verpflegung der Fluggäste und Besatzungsmitglieder be- 
stimmt. sind, dürfen unter Einhaltung der allgemeinen 
Zollbcstimmungcn im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei frei von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben 
zum alsbaldigen Verbrauch an Bord ausgegeben wer- 
den, wenn die Luftfahrzeuge Fluggäste ausschließlich 
im internationalen Fluglinienverkehr befördern und bei 
Zwischenlandungen ständig zollamtlich überwacht wer- 
den können.. 

(5) Soweit für die in den vorstehenden Absätzen ge- 
nannten Waren Abgaben nicht erhoben werden, unter- 
liegen sie nicht den sonst für sie geltenden wirtschaft- 
lichen Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschrän- 
kt! n gen. 

Artikel 8 

(1) Die von der einen Vertragspartei ausgestellten 
oder anerkannten Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungs- 
zeugnisse und Erlaubnisscheine der Besatzung eines 
Luftfahrzeugs werden von der anderen Vertragspartei 
anerkannt, solange sie in Kraft sind. 

(2) Jede der beiden Vertragsparteien behält sich das 
liecht vor, dun Befäliiyungszcugnissen und Erlaubnis- 
scheinen, die ihren eigenen Staatsangehörigen von der 
anderen Vertragspartei oder einem anderen Staat aus- 
gestellt sind, für Flüge über ihrem eigenen Hoheits- 
gebiet die Anerkennung za verweigern. 


Artikel 9 

(1) Den Unternehmen jeder Vertragspartei ist in billi- 
ger und gleicher Weise Gelegenheit zu geben, den Be- 
trieb auf jeder der nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien d u r ch zu f ii h r en . 

(2) Bei dem Betrieb des internationalen Fluglinien- 
verkchrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien hat ein benanntes Unternehmen einer Vertrags- 
partei auf die Interessen eines benannten Unternehmens 
der anderen Vertragspartei Rücksicht zu nehmen, damit 
der auf allen oder einem Teil der gleichen Linien be- 
triebene Fluglinienvurkehr dieser Unternehmen nicht 
ungebührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fiugiinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien soll vor allem 
dazu dienen, ein Beförderungsangebot bereitzustellen, 
das der voraussehbaren Verkehrsnachfrage nach und 
von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei entspricht, 
die das Unternehmen benannt hat. Das Recht dieses 
Unternehmens, Beförderungen zwischen den nach Ar- 
tikel 2 Absatz 2 fcstgelegten, in dem Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer Linie 
und Punkten in dritten Staaten auszulühren, ist im Inter- 
esse der geordneten Entwicklung des internationalen 
Luftverkehrs so auszuüben, daß das Beförderungs- 
angebot angepaßt ist 

a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten 
von und nach dom Hoheitsgebiet der Vertrags- 
partei, die das Unternehmen benannt hat, 


by the other contracting party. Other fuel and lubricat- 
ing oils taken on by these aircraft under customs super- 
vision within the territory of the contracting party and 
used in international air Services shall not be subject 
to the aforomentioned charges nor to possible special 
consumption charges imposed on fuel and lubricating 
oils in the territory of that contracting party. 

(4) Artides of food and consumption imported on 
board the aircraft mentioned in paragraph (1) above and 
subject to compliance with normal customs regulations, 
issued for immediate supply to passengers and crew 
members may be consumed aboard the aircraft free of 
customs duties and other fees levied on the occasion of 
import, export, and transit of goods while within the 
territory of the other contracting party, if such aircraft 
exclusively transport passengers in international air Serv- 
ices, and can be continuously supervised by customs 
authorities, if intermediate landings are made. 

(5) As far as no charges are imposed on goods enu- 
merated in the foregoing paragraphs, they shall not be 
subject to economic prohibitions and restrictions on im- 
port, export, and transit which are otherwise applicable. 


Article 8 

(1) The certificat.es of airworthiness, certificates of 
competency and licenc.es of the crew members of an aiv- 
craft issued or rendered valid by one contracting party 
shall be recognized by the other contracting party for 
the period of their validity. 

(2) Each contracting party reserves the right to refusu 
to recognize, for the pnrpose of flights over its own 
territory, certificates of competency and licences granted 
to its own nationals by the other contracting party or 
by any other state. 


Article 9 

(1) Tnere shall be fair and equal opportunity for the 
airlines of cach contracting party to operate on any 
route specified in accordance with paragraph (2) of 
Article 2 of this Agreement. 

(2) In the Operation of international air Services on the 
routes specified in accordance with paragraph (2) of 
Article 2 of this Agreement, by the designated airline 
or airlines of a contracting party, the interests of the 
designated airline or airlines of the other contracting 
party shall be taken into consideration so as not to 
affect unduly the air Services which the latter provide on 
ail or part of the same routes. 

(3J The international air Services on any of the routes 
specified in accordance with paragraph (2) of Article 2 
of this Agreement shall have as their priinary objective 
the provision of capacity adequate to the forseeable traf- 
fic demands to and. from the territory of the contracting 
party desiynating the airline. The right of this airline 
to carry traffic between points of a route specified in 
accordance with paragraph (2) of Article 2 of this 
Agreement, Iocated in the territory of the other con- 
tracting party and points in third countries shall be 
exercised in the interests of the orderly development of 
international air transport and shall be subject to the 
principles that capacity be related to: 

a) the traffic demand to and lrom the territory of 
the contracting party designating the airline, 



b) an die in den durchflogenen Gebieten be- 
stehende Verkehrsnachfrage unter Berücksichti- 
gung der örtlichen und regionalen Linien, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Be- 
triebes der Linien des Durchgangsverkehrs. 


Artikel 10 

(1) Die benannten Unternehmen teilen den Luftfahrt- 
behörden beider Vertragsparteien spätestens einen Mo- 
nat vor Beginn des Betriebes auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien die Art des Betriebes, die 
vorgesehenen Fiugzeugnuister und die Flugpläne mit. 
Das gleiche gilt für spätere Änderungen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde einer jeden der beiden Ver- 
tragsparteien wird der Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei auf deren Ersuchen alle regelmäßigen 
oder sonstigen statistischen Unterlagen übermitteln, die 
billigerweise zum Zwecke der Nachprüfung des auf den 
festgelegten Linien von dem oder den benannten Unter- 
nehmen der erstgenannten Vertragspartei bereitgestell- 
ten Beförderungsangebots gefordert werden können. 
Diese Unterlagen sollen alle Informationen umfassen, 
die zur Bestimmung des Umfanges des Verkehrs der 
Unternehmen auf den festgeiegten Linien und der Her- 
kunft und Bestimmung dieses Verkehrs erforderlich sind. 


Artikel 11 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Absatz 2 fest- 
gelegten Linien für Fluggäste und Fracht anzuwenden 
sind, werden unter Berücksichtigung aller Umstände, wie 
der Kosten des Betriebes, eines angemessenen Gewinns, 
der besonderen Gegebenheiten der verschiedenen Li- 
nien und der von anderen Unternehmen, welche die 
gleiche Linie ganz oder teilweise betreiben, verwende- 
ten Tarife festgesetzt. Bei der Festsetzung soll in nach- 
stehender Weise verfahren werden. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie 
durch Vereinbarung der benannten Unternehmen fest- 
gesetzt. Hierbei sollen sich die benannten Unternehmen 
nach den Vereinbarungen richten, die auf Grund des 
Tariffestsetzungsverfahrens dos Internationalen Luft- 
verkelirsverbandes (IATA) angewendet werden können, 
oder die benannten Unternehmen sollen sich, uach einer 
Beratung rnit den Luftverkehisunlernehmen dritter Staa- 
ten, welche die gleiche Linie ganz oder teilweise be- 
treiben, wenn möglich unmittelbar untereinander ver- 
ständigen. 

(3) Die auf diese Weise festgesetzten Tarife sollen 
den Luftfahrtbehörden einer jeden Vertragspartei wenig- 
stens dreißig Tage vor dem in Aussicht genommenen 
Inkrafttreten zur Genehmigung vorgelegt werden. Dieser 
Zeitraum kann in besonderen Füllen verkürzt werden, 
wenn die Luftfahrtbehörden damit einverstanden sind. 

(4) Kommt zwischen den Unternehmen eine Einigung 
nach Absatz 2 nicht zustande oder erklärt sich eine Ver- 
tragspartei mit den ihr nach Absatz 3 zur Genehmigung 
vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, so sollen die 
Luftfahrtbehörden die Tarife derjenigen Linien und 
Linienteile, für die eine Übereinstimmung nicht besteht, 
durch Vereinbarung festsetzen. 

(5) Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragsparteien eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht 
zustande, so findet Artikel 16 Anwendung. Solange der 
Schiedsspruch nicht ergangen ist, hat die Vertragspartei, 


b) the traffic deinand existing in the areas through 
which the airline passes, taking account of local 
and regional Services, 

c) the economic requirements of through airline 
Operation. 


Article 10 

(1) The designated airlinos shall communicate to the 
aeronautical authorities of botn contracting parties not 
later than one month prior to the Inauguration of Serv- 
ices on the routes specified in accordance with Para- 
graph (2) of Article 2 of this Agreement the type of Serv- 
ice, the types of aircraft to be used and the flight sdied- 
ules. This shall likewise apply to later changes, 

(2) The aeronautical authorities of either contracting 
party shall supply to the aeronautical authorities of the 
other contracting party at their request such periodic ur 
other Statements of statistics as may be reasonably re- 
quired for the purpose of reviewing the capacity pro- 
vided on the agreed Services by the designated airline 
or airlines of the first contracting party. Such Statements 
shall include all Information required to determine the 
amount of tiaffic carried by Lliose airlines on the agreed 
Services and the origins and destinations of such traffic 


Article 11 

(1) Rates to be charged for passengers and freight on 
the routes specified in accordance with paragraph (2) 
of Article 2 of this Agreement shall be fixed by taking 
into account all factors, such as cost of Operation, roa- 
sonable profit, the diaractoristics of tho various routes 
and the rates charged by any other carriers which oper- 
ate over the; same routes or pnrts thereof and shall be 
cletermined in accordance with the following paragraphs. 

(2) The rotes shall if possible be fixed for each route 
by Agreement "between the designated airlines The de- 
signated airlines shall abide by such agreements which 
can be applied on the basis of the traffic Conference pro- 
codurcs in the International Air Transport Association 
(IATA) or rates shall if possible be agreed upon between 
the designated airlines concernod in consultation with 
airlines of third countiies which operate over the same 
routes or parts thereof. 


(3) Any rotes so agreed upen shall be subniilled for 
approval to the aeronautical authorities of both contract- 
ing parties at least thirty days prior to the proposed 
date of introduction. This period may be reduced in spe- 
cific coses, if the aeronautical authorities so agree. 

(!) If no Agreement has beon reached between the air- 
lines in accordance with paragraph (2) above or if one 
of the contracting parties does not agree to the rates 
submitled for its approval in accordance with Para- 
graph (3) above, the aeronautical authorities of the two 
contracting parties may fix the rates through joint agree- 
ment for those routes or parts thereof for which no 
agreement was reached. 

(5) If no agreement in accordance with paragraph (4) 
above is reached between the aeronautical authorities of 
the two contracting parties, the provisions of Article 16 
of this Agreement shall apply. Until such time as a de- 
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die sich mit den Tarifen nicht einverstanden erklärt hat, 
das Recht, die Aufrechterhaltung der vorher in Kraft 
befindlichen Tarife zu verlangen. 


Artikel 12 

Tritt ein von beiden Vertragsparteien angenommenes 
allgemeines multilaterales Luftverkehrs-Übereinkommen 
in Kraft, so gehen dessen Bestimmungen vor. Konsulta- 
tionen über die Feststellung, inwieweit ein multilaterales 
Übereinkommen dieses Abkommen aufhebt, ändert oder 
ergänzt, finden nach Artikel 15 dieses Abkommens statt. 


Artikel 13 

Jedes von einer Vertragspartei benannte Unternehmen 
darf in den Flughäfen der anderen Vertragspartei und 
in den Städten der anderen Vertragspartei, in denen es 
eine eigene Vertretung zu unterhalten beabsichtigt, sein 
eigenes Personal für seine Geschäfte unterhalten und be- 
schäftigen. Wenn ein benanntes Unternehmen von einer 
eigenen Organisation in den Flughäfen der anderen 
Vertragspartei absieht, wird es nach Möglichkeit die in 
Frage stehenden Arbeiten durch das Personal der Flug- 
häfen oder eines benannten Unternehmens der anderen 
Vertragspartei ausführen lassen. 

Artikel 14 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien 
findet ein regelmäßiger Meinungsaustausch statt, um 
eine enge Zusammenarbeit in allen die Anwendung und 
Auslegung dieses Abkommens berührenden Angelegen- 
heiten herbeizuführen. 


A r ti k e 1 15 

(1) Eine Konsultation zur Erörterung der Auslegung, 
Anwendung oder Änderung dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans kann jederzeit von jeder Vertragspartei 
beantragt werden. Diese Konsultation beginnt innerhalb 
einer Frist von zwei Monaten nach Eingang des Antrags. 

(2) Vereinbarte Änderungen dieses Abkommens treten 
entsprechend dem in Artikel 19 vorgesehenen Verfahren 
in Kraft. 

(3) Änderungen des Fluglinienplans treten in Kraft, 
sobald sie durch Notenwechsel entsprechend Artikel 2 
Absatz 2 vereinbart sind. 


Artikel 16 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die An- 
wendung oder Auslegung dieses Abkommens nicht nach 
Artikel 14 oder 15 beigelegt werden kann, ist sie auf 
Antrag einer Vertragspartei einem Schiedsgericht zu 
unterbreiten. 

(2) Dieses Schiedsgericht wird in der Weise gebildet, 
daß jede Vertragspartei einen Schiedsrichter ernennt und 
diese Schiedsrichter sich auf einen Angehörigen eines 
dritten Staates als Vorsitzenden einigen. Werden die 
Schiedsrichter nicht innerhalb von zwei Monaten er- 
nannt, nachdem eine Vertragspartei ihre Absicht, ein 
Schiedsgericht anzurufen, bekanntgegeben hat, oder 
können die Schiedsrichter sich nicht innerhalb eines wei- 
teren Monats auf einen Vorsitzenden einigen, so ist 


cision is given, the contracting party which has ex- 
pressed disagreeinent with the rates shall be entitled to 
request the continuation of the rates previously in effect. 


A r t i c 1 e 12 

If a general multilateral air transport Convention ac- 
cepted by both contracting parties enters into force, the 
provisions of the multilateral Convention shall prevail. 
Consultations under the provisions of Article 15 may be 
held to determine the extent to which the present Agree- 
ment is amended, supplemented or revoked by the pro- 
visions of the multilateral convention. 


Article 13 

Each airline designated by either contracting party 
may maintain and employ its own personnel for its 
business transactions at airports of the other contracting 
party and in the cities of the other contracting party 
where it intends to maintain an agency. If a designated 
airline does not establish its own Organization at air- 
ports of the other contracting party, it is understood that 
it shall have such work performed preferably by airport 
personnel or by the personnel of a designated airline of 
the other contracting party. 


Article 14 

A frequent exchange of views shall take place be- 
tween the aeronatical authorities of the two contracting 
parties in Order to achieve close Cooperation in all mai- 
ters pertaining to the application and interpretation of 
this Agreement. 


Article 15 

(1) Consultation may be requested at any time by 
either contracting party for the purpose of discussing the 
interpretation, application, or amendment of the Agree- 
ment or of the Route Schedule. Such consultation shall 
begin within a period of two rnonths from the dato of 
receipt of the request. 

(2) Amendments of this Agreement, on which agree- 
ment has been reached, shall come into force in accord- 
ance with the procedure provided for in Article 19 of 
this Agreement. 

(3) Amendments of the Route Schedule shall come into 
force as soon as they have been agreed upon in an ex- 
change of notes in accordance with paragraph (2) of 
Article 2. 

Article 16 

(1) In case of any disagreement ansing out of the in- 
terpretation or application of this Agreement which can- 
not be settled in accordance with Articles 14 and 15 of 
this Agreement, such dispute shall be submitted to an 
arbitral tribunal at the request of either contracting 
party. 

(2) Such arbitral tribunal shall be composed of one 
arbitrator to be designated by each contracting party, 
the chairman to be appointed through their mutual agree- 
ment being a national of a third state. If either of the 
contracting parties fails to designate an arbitrator within 
two rnonths of the date of delivery by either contracting 
party of notice requesting arbitration or if the arbitra- 
tors cannot reach agreement on the selection of the 
chairman within another month, the President of the 
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der Präsident des Rates der Internationalen Zivilluft- 
fahrt-Organisation zu bitten, die notwendigen Ernennun- 
gen vorzunehmen. Seine Entscheidung ist für die Ver- 
tragsparteien bindend. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet, wenn ihm eine güt- 
liche Regelung der Meinungsverschiedenheit nicht ge- 
lingt, mit Stimmenmehrheit. Soweit die Vertragsparteien 
nichts anders vereinbaren, regelt es seine Verfahrens- 
grundsätze selbst und bestimmt seinen Sitz. 

(4) Jede Vertragspartei trägt die Kosten für die Tätig- 
keit ihres Schiedsrichters sowie die Hälfte der übrigen 
Kosten. 

(5) Die Vertragsparteien verpflichten sich, den vor- 
läufigen Maßnahmen, die im Laufe des Verfahrens ange- 
ordnet werden, sowie dem Schiedsspruch, der endgültig 
ist, nachzukommen. 

Artikel 17 

Eine Vertragspartei kann dieses Abkommen jederzeit 
bei der anderen Vertragspartei kündigen, wenn sie es 
zu beenden wünscht. Die Kündigung ist gleichzeitig der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation mitzuteilen. 
Im Falle einer Kündigung lauft dieses Abkommen zwölf 
Monate nach Eingang der Kündigung bei der anderen 
Vertragspartei ab, sofern sie nicht vor Ablauf der Frist 
durch Übereinkommen der Vertragsparteien zurück - 
genommen wird. Wenn eine Empfangsbescheinigung 
durch die andere Vertragspartei nicht erfolgt, gilt die 
Kündigung als vierzehn Tage nach Empfang durch die 
Internationale Zivilluftfahrt-Organisation eingegangen 


Artikel 18 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenwechsel nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 15 
Absatz 3 werden der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation zur Registrierung notifiziert. 


Artikel 19 

Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die Ratifi- 
kationsurkunden werden so bald wie möglich in Dublin 
ausgetauscht. Es tritt einen Monat nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Be- 
vollmächtigten dieses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Bonn am 12. Juni 1956 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Council of the International Civil Aviation Organization 
shall be called upon to make the necessary appoint- 
ments. His decision shall be binding on both contracting 
parties. 

(3) In the event of failure to reach a settlcment by 
negotiation, the arbitral tribunal shall reach its deci- 
sions by majority vote. If not agreed otherwise by the 
contracting parties, the procedure shall be determined 
by the arbitral tribunal itself; it shall also determine its 
location. 

(4) Each contracting party shall bear the expenses of 
its arbitrator as well as onc half of the remaining ex- 
penses. 

(5) The contracting parties undertake to put into ef- 
fect every interim ruling during the proceedings as well 
as the decision, such decision to be final in every case 


A r t i c 1 e 17 

Either contracting party may at any time give notice 
to the other if it desires to terminate the present 
Agreement. Such notice shall be simultancously commu- 
nicated to the International Civil Aviation Organization 
If such notice is given, the present Agreement shall ter- 
minate twclvc months alter the date of receipt of the 
notice by the other contracting party, unless the notice 
to terminate is withdrawn by agreement before the 
expiry of this period. In the absence of acknowledg- 
ment of receipt by the other contracting party, notice 
shall be deemed to have been received fourteen days 
after the receipt of the notice by the International Civil 
Aviation Organization. 

A r t i c 1 e 1 8 

This Agreement, any amendments and any cxchange 
of notes in accordance with paragraph (2) of Arlicle 2 
and paragraph (3) of Arlicle 15 of this Agreement shall 
be notified to the International Civil Aviation Organiza- 
tion for registration. 

A r t i c I e 19 

This Agreement shall be ratlfied. The Instruments of 
ratification shall be cxchanged as soon as po.ssible in 
Dublin. This Agreement shall come into force one month 
after the exchange of the Instruments of ratification. 

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned plenipoten- 
tiarics have signed the present Agreement. 

DONE at Bonn this 12th day of June 1956 in duplicate 
in the German and English languages, both texts being 
equally authentic. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
For the Federal Republic of Germany: 
von Brentano 


Für Irland: 
For Ireland: 
T. J. K i e r n a n 
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